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Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Katja Dörner für Bündnis 90/Die

Grünen.

Katja Dörner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen,

liebe Kollegen! Ich komme mir heute Abend ein biss-
chen vor wie bei Dinner for One, wenn der Butler sagt:
„The same procedure as last year, Miss Sophie.“ Wir dis-
kutieren den diesjährigen KiföG-Bericht. Die Problem-
lagen, die wir schon in den vergangenen Jahren identifi-
ziert haben, haben sich faktisch nicht verändert. Die
Bundesregierung hat sich ihrer nicht angenommen, und
das, obwohl der Termin des Rechtsanspruchs immer nä-
her rückt und der Handlungsbedarf immer dringlicher
wird.

Der Knackpunkt ist die Festlegung auf einen Ausbau
für 35 Prozent der Kinder unter drei Jahren. Es ist glas-
klar, dass 35 Prozent nicht ausreichen werden. Es ist
schon gesagt worden – dies kann ich nur unterstrei-
chen –, dass die Kommunen im Regen stehen bleiben,
wenn der Bedarf über die 35 Prozent hinausgeht. Die
Bundesregierung lenkt im KiföG-Bericht mit dem Hin-
weis auf die demografische Entwicklung von diesem
Problem ab. Dazu kann man nur sagen: Achtung, ganz
böse Falle! Das DJI belegt nämlich sehr eindrücklich,
dass der Bedarf jährlich um 1 Prozent steigt. Das heißt,
wir müssen davon ausgehen, dass 2013 ein Bedarf von
rund 42 Prozent besteht. Auf diese Dynamik müssen wir
uns endlich einstellen. Hier ist aus unserer Sicht der
Bund in der Pflicht, seine finanzielle Beteiligung endlich
den realistischen Bedarfszahlen anzupassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Auch der Qualitätsaspekt bleibt weiterhin unterbe-
lichtet. Wir brauchen dringend einen besseren Personal-
schlüssel. Wir stellen an die Kitas hohe Anforderungen,
was die frühkindliche Bildung angeht. Damit die Ein-
richtungen diese hohen Anforderungen und auch die
Hoffnungen, die man zu Recht in sie setzt, überhaupt er-
füllen können, brauchen wir einen besseren Personal-
schlüssel. Auch hier bleibt die Bundesregierung jede
Antwort schuldig.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir beraten heute einen Antrag der Koalitionsfraktio-
nen mit einem langen Katalog wichtiger und, wie ich
finde, auch richtiger Forderungen, aber man muss darauf
hinweisen, dass alles unter Finanzierungsvorbehalt ge-
stellt ist. Im Haushalt werden dafür keine Mittel zur Ver-
fügung gestellt; das ist auch nicht angedacht. Ich möchte
es ein bisschen härter formulieren: Ich ärgere mich da-
rüber, dass ein solcher Antrag gestellt wird. Dieser An-
trag ist aus meiner Sicht reine Makulatur. Damit wird
den Leuten Sand in die Augen gestreut, weil Aktivitäten
suggeriert werden, die nicht stattfinden. Bei den Kin-
dern, den Familien und den Einrichtungen kommt nichts
an.

Ich möchte den Blick noch auf die Kindertagespflege
richten. Hier sind die Herausforderungen riesig: nicht
nur, dass rund 30 000 Tagespflegepersonen fehlen, um
2013 die Betreuungsquote von 35 Prozent erfüllen zu
können. Vielmehr ist im Gesetz auch fixiert, dass die Ki-
tabetreuung und die Tagespflege gleichwertig nebenei-
nander stehen sollen, und zwar gleichwertig mit Blick
auf Bildung, Betreuung und Erziehung. Nun ist es aber
Fakt, dass rund 35 Prozent der heutigen Tagespflegeper-
sonen keinerlei pädagogische Qualifikation oder eine
Qualifikation haben, die unter dem liegt, was eigentlich
als Standard gelten sollte, nämlich der 160-Stunden-
Kurs nach dem DJI-Standard. Das ist auf Dauer über-
haupt nicht akzeptabel. Ich finde es unfair, wenn die
Bundesregierung, wie in der Antwort auf unsere Kleine
Anfrage, die Verantwortung dafür komplett den Kom-
munen zuweist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

„The same procedure as last year“ ist an Silvester
ganz lustig. Angesichts der Herausforderungen im Be-
reich der Kinderbetreuung ist es beim KiföG-Bericht
und bei den Anträgen, die wir heute behandeln, absolut
unangemessen und nicht zu verantworten.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Marcus Weinberg für die CDU/

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marcus Weinberg (Hamburg) (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe

Kolleginnen und Kollegen! Vorweg zwei Bemerkungen.
Erste Vorbemerkung. Frau Marks, Sie haben aus dem
OECD-Bericht richtig zitiert. Es ist tatsächlich so, dass
wir in Deutschland für die Primarschulbildung und die
vorschulische frühkindliche Bildung im internationalen
Vergleich der OECD zu wenig Geld ausgeben. Sie müs-
sen aber auch betonen, was ein Parlament, eine Bundes-
regierung machen sollte. Wir als Fraktion, die die Bun-
desregierung stützt, haben den Etat im Bereich Bildung
um 54 Prozent im Vergleich zum letzten rot-grünen Etat
gesteigert. Das ist eine hervorragende Leistung und
zeigt, dass wir richtigerweise in Bildung investieren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zweite Vorbemerkung. Es geht um die ewige Debatte
darüber, wo man ideologisch steht, wenn man für oder
gegen den Kitaausbau ist. Unsere Position ist klar: Wir
wollen den Familien Entscheidungs- und Wahlfreiheit
ermöglichen. Ihre Position ist eine andere. Bei Ihnen ist
es schon so, dass man Ihrem politischen Ansatz der Fa-
milienpolitik deutlich ein ideologiebehaftetes Gesell-
schaftsbild anmerkt.

(Caren Marks [SPD]: Es geht um Bildung! Sie 
haben nichts verstanden!)
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– Moment, ich habe Sie schon verstanden.

(Caren Marks [SPD]: Anscheinend nicht!)

Noch einmal: Sie haben einen Absolutheitsanspruch,
wie Familien ihre Lebensplanungen in den ersten Jahren
des Kindes zu gestalten haben.

(Caren Marks [SPD]: Nein! Der Bedarf ist 
doch noch gar nicht gedeckt!)

Das machen wir nicht mit. Wir setzen auf die Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. Wir sind für den Ausbau der
Kindertagesbetreuung. Sie brauchen mir nicht zu erklä-
ren, wie frühkindliche und vorschulische Bildung und
deren Ausgestaltung auszusehen hat. Aber bitte lassen
Sie die Familien entscheiden,

(Dagmar Ziegler [SPD]: Eben!)

wie ihre Kinder in den ersten Jahren aufwachsen sollen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich finde Ihre Haltung diffamierend und despektierlich
den Familien gegenüber, die sich in den ersten Jahren ih-
res Kindes entschieden haben, sich selbst um die Betreu-
ung und Bildung der Kinder zu kümmern. Diesen An-
spruch auf Absolutheit können Sie nicht erheben; das
sollten Sie den jeweiligen Familien überlassen.

(Zuruf von der SPD)

– Nein, ich bin nicht stehen geblieben. Aber es gibt be-
stimmte Forschungsergebnisse, die sich auch einmal die
Kolleginnen und Kollegen der SPD vertieft anschauen
sollten, gerade im Bereich der Bindungsforschung, die
dazu führen, dass man durchaus zu anderen Überlegun-
gen kommen kann. Trotzdem sagen wir als Regierung
– da sind wir im Kern einer Meinung –:

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Was heißt 
denn „trotzdem“?)

Wir sind für den Ausbau der Kindestagesbetreuung, weil
wir Respekt vor den persönlichen und familiären Ent-
scheidungen haben. Sie müssen den Familien, denen Sie
in der Frage des Betreuungsgeldes kritisch gegenüber-
stehen, aber auch Antworten darauf geben, wie Sie die
Leistung dieser Eltern entsprechend würdigen wollen.

Der Ausbau der Kindertagesbetreuung ist völlig rich-
tig.

(Caren Marks [SPD]: Vor allem mit der Union 
war das damals nicht einfach!)

Dazu gab es damals auch das Übereinkommen mit den
Ländern und Kommunen. Was die Vorgabe von 33 Pro-
zent angeht, die auf dem Barcelona-Gipfel im Jahr 2002
verabredet wurde, glaube ich, dass eine Diskussion, ob
es 45 oder 55 Prozent sein sollen, uns derzeit sicherlich
nicht weiterbringt. Wir sollten uns vielmehr mit der
Frage befassen, wo wir zum jetzigen Zeitpunkt stehen.

Die aktuellen Daten des zweiten KiföG-Berichts bele-
gen im Vergleich der Jahre 2008 und 2010, dass wir in
weiten Teilen gut vorangekommen sind. Im März 2008
wurde in den westlichen Ländern noch jedes achte Kind
und in den ostdeutschen Ländern jedes fünfte Kind in ei-
ner Kindertageseinrichtung oder in Tagespflege betreut;
wir hatten eine Betreuungsquote von 17,8 Prozent. Im
Jahr 2010 lag die Quote bundesweit bereits bei 23 Pro-
zent. Das heißt, es wurde mehr als jedes fünfte Kind be-
treut; es waren 55 000 Kinder mehr als im Jahr 2009.

(Dagmar Ziegler [SPD]: Aber nicht ganztags! 
Stundenweise!)

An dieser Stelle sei auch daran erinnert, wer mindes-
tens Mitverantwortung für den Ausbau der Kindertages-
betreuung hat: Das sind die Kommunen, die seit 1992
– das ist im KJHG verankert – Kitaplätze nach Bedarf
schaffen sollen. Man muss den Blick auf jedes einzelne
Bundesland richten: Was hat das Bundesland geleistet?
Ich komme aus Hamburg und sage gerne, dass wir als
CDU den Etat für den Ausbau der Kindertagesbetreuung
nach der Regierungsübernahme 2001 um 60 Prozent er-
höht haben, und zwar auch mit der Verwirklichung von
Rechtsansprüchen. Ich glaube, dass man genau prüfen
muss, wo die Länder und Kommunen innerhalb ihrer
Verantwortung entsprechende Ergebnisse erzielen.

Mit der derzeitigen Ausbaudynamik und aufgrund des
demografischen Wandels wäre eine Quote von 38 Pro-
zent zu erreichen. Ich will aber nicht die Frage vertiefen,
ob es 38, 35 oder 45 Prozent sein sollen.

(Dagmar Ziegler [SPD]: Genau! – Caren
Marks [SPD]: Davon sind wir aber noch weit
entfernt!)

Es geht vielmehr darum, dass das, was Eltern brauchen,
vom Staat abgedeckt werden muss. Wenn Eltern ihr
Kind in einer Kindertagesstätte betreuen und bilden las-
sen wollen, dann muss der Staat dies leisten. Die Frage
ist, ob dieser quantitative Ausbau tatsächlich gewährleis-
tet ist. Wir werden das in den nächsten Jahren weiter ver-
tieft überprüfen und Druck erzeugen, dass dies zu pas-
sieren hat.

Dann kommt ein Punkt, der für uns von entscheiden-
der Bedeutung ist. Frau Dörner hat unseren Antrag nicht
richtig interpretiert. Es geht nicht nur um die Quantität,
sondern um die Qualität von frühkindlicher und vorschu-
lischer Bildung.

(Katja Dörner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Es geht auch um die Quantität! – Kai
Gehring [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Bei-
des!)

Das bedeutet zum Beispiel auch den qualitativen Ausbau
der Kindertagespflege. Seit dem Start des Aktionspro-
gramms Kindertagespflege ist das Qualifikationsniveau
in der Kindertagespflege bereits von 8 auf 22 Prozent an-
gestiegen. Der Anteil des Personals ohne Qualifizierung
hat sich dagegen auf rund 14 Prozent reduziert. Der An-
stieg ist noch zu niedrig und der Anteil des Personals
ohne Qualifizierung noch zu hoch, aber die Bundesre-
gierung ist dabei, auch hier die richtigen Maßnahmen zu
treffen.

Ein Programm wurde bereits erwähnt, nämlich die
Offensive „Frühe Chancen zur Sprachförderung an Ki-
tas“, für die 400 Millionen Euro zur Verfügung gestellt
werden. Ich kann das, was Kollegin Bär bereits gesagt
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hat, nur bestätigen. Schauen Sie sich in den Wahlkreisen
an, wie Sprachförderung auch anders entwickelt werden
kann!

(Caren Marks [SPD]: Was glauben Sie, was 
wir machen!)

Wir haben heute Morgen im Ausschuss auch sehr in-
tensiv über die Frage diskutiert und gestritten, welche
Verantwortung Männern und Jungen zukommt. Ich
glaube, die Initiative „Mehr Männer in Kitas“ ist vor die-
sem Hintergrund richtig.

Gestatten Sie mir eine letzte Bemerkung zur Bil-
dungsimplikation. Nicht nur das Familienministerium,
sondern auch das Bildungsministerium ist dafür zustän-
dig. Ich will im Stakkato nur einige Maßnahmen nennen:
„Haus der kleinen Forscher“, die Weiterbildungsinitia-
tive Frühpädagogische Fachkräfte, die Medienqualifizie-
rung für Erzieherinnen und Erzieher oder das BIBER-
Netzwerk frühkindliche Bildung. Ich glaube, dass die
Maßnahmen nur in Abstimmung zwischen Familienmi-
nisterium und Bildungsministerium gestaltet werden
können.

Wir haben in unserem Antrag deutlich die Frage nach
der Qualität gestellt, Frau Dörner. Aber das können wir
in Teilen nicht alleine machen. Wenn wir Standards für
Kitas einführen wollen, dann brauchen wir die Länder.

(Caren Marks [SPD]: Richtig! – Dagmar Ziegler 
[SPD]: Dann holen Sie sie heran!)

Wenn wir Zertifizierungsmaßnahmen wollen, dann brau-
chen wir die Länder. Wenn wir Eckpunkte oder einen
Strategiekreis schaffen wollen, um die Qualität zu über-
prüfen, dann müssen wir das gemeinsam mit Kommunen
und Ländern entwickeln.

(Caren Marks [SPD]: Das habe ich gesagt!)

Das haben wir in unserem Antrag definiert. Denn es
macht keinen Sinn, nur über den quantitativen Ausbau
von Kindertagesbetreuung zu diskutieren; es muss ver-
lässlich und verbindlich – damit komme ich wieder zum
OECD-Bericht – auch ein qualitativer Ausbau damit ein-
hergehen.

Was die Bundesregierung leisten kann, hat sie geleis-
tet. In den nächsten Wochen und Monaten gilt es, diesen
Ausbauprozess intensiv zu begleiten und möglicher-
weise auch Druck auf die Verantwortlichen auszuüben.
Ich denke insbesondere an die, die in den Kommunen
und Ländern Verantwortung übernommen haben. Ich
glaube, dann haben wir den richtigen Weg eingeschla-
gen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse:
Das Wort hat nun Nicole Bracht-Bendt für die FDP-

Fraktion.

(Beifall bei der FDP)
Nicole Bracht-Bendt (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bildung
entscheidet über die Zukunft eines jeden Menschen.
Frühkindliche Bildung ist deshalb für mich eine soziale
Frage. In dem Ziel, frühkindliche Bildung zu stärken,
sind sich alle Fraktionen hier einig. Es gibt allerdings auf
dem Weg dorthin Unterschiede. Die SPD hat vorrangig
Kitas im Blick. Auf die Tagespflege gehen Sie in Ihrem
Antrag gar nicht ein. Dabei hat die Tagespflege in den
letzten Jahren an Bedeutung zugenommen. Deshalb ge-
hört sie unbedingt dazu.

(Beifall der Abg. Miriam Gruß [FDP])

Ohnehin geht es in allen Ihren Forderungen um Geld.
Frühkindliche Bildung ist für mich nicht nur eine Sache
des Geldes und schon gar nicht ausschließlich Sache des
Staates, sondern immer sind auch die Eltern gefordert.
Die FDP-Fraktion setzt grundsätzlich darauf, Vielfalt zu
fördern – ich betone: Vielfalt –, aber auch auf Eigenver-
antwortung von Kindern und Eltern. Im SPD-Antrag ist
zum Beispiel von einem Bildungssoli die Rede. Noch
ein Soli? Da machen wir auf keinen Fall mit.

Bei der frühkindlichen Bildung hat es seit der Regie-
rungsübernahme durch die christlich-liberale Koalition
deutliche Fortschritte gegeben. Allein in diesem Jahr in-
vestiert das Bundesbildungsministerium gemeinsam mit
dem Bundesministerium für Frauen, Senioren, Familie
und Jugend zusätzlich 100 Millionen Euro in die früh-
kindliche Bildung. Der Ausbau der Kinderbetreuung in
Deutschland macht gute Fortschritte. Allein bei mir vor
Ort haben wir mittlerweile beim Krippenbau einen An-
teil von 42 Prozent. Seit dem Inkrafttreten des Kinder-
förderungsgesetzes ist das Betreuungsangebot in den Ta-
geskindereinrichtungen und in der Kindertagespflege
deutlich größer geworden. Der Bund unterstützt den
qualitätsorientierten Ausbau der Betreuung maßgeblich,
und zwar freiwillig; denn für die Kinderbetreuungsinfra-
struktur sind bekanntlich die Länder zuständig.

Die Koalition setzt aus zwei Gründen neue Maßstäbe
bei der frühkindlichen Bildung. Erstens. Wir wollen
Chancengleichheit für alle Kinder von Anfang an, also
allen Kindern gute Startchancen verschaffen. Zweitens.
Wir wollen Väter und Mütter unterstützen, sich ihren
Wunsch nach Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu
erfüllen. Da ist es ganz wichtig, dass die Eltern sich da-
rauf verlassen können, dass ihr Kind nicht nur verwahrt,
sondern gut betreut wird. Das Kinderförderungsgesetz
legt deshalb einen Schwerpunkt auf die Verbesserung
der Betreuungsqualität. Frühkindliche Bildung bedeutet
auf der einen Seite Sprach- und Wissensvermittlung.

Allein in Berlin sind in diesem Sommer 4 500 Kinder
eingeschult worden, die unzureichende Sprachkennt-
nisse haben. Viele von ihnen sind Migrantenkinder.
Deutschlandweit hat mittlerweile ein Drittel aller Kinder
im Vorschulalter einen Migrationshintergrund. Das ist
nicht das Problem, wohl aber die Tatsache, dass bei ei-
nem Drittel dieser Kinder zu Hause und da, wo gespielt
wird, kein Deutsch gesprochen wird. Aber auch die Zahl
der Kinder aus sozialen Brennpunkten mit nur geringem
Wortschatz nimmt ständig zu. Ein Kind, das bei uns auf-


